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MÜNDLICHE ANFRAGE MIT AUSSPRACHE O-0053/03
gemäß Artikel 42 der Geschäftsordnung
von John Cushnahan, Luisa Morgantini, Margrietus van den Berg, Jan Dhaene, Bartho Pronk, Ulla 
Sandbæk, Bob van den Bos, Gerard Collins, Jacques Poos, Mary Banotti, Alain Lipietz, Luigi Vinci, 
Jan Wiersma, Ole Andreasen, Renzo Imbeni, Jonas Sjöstedt, Dirk Sterckx, Esko Seppänen, Joost 
Lagendijk, Brian Crowley, Hans Modrow, Anders Wijkman, Juan Izquierdo Collado, Elisabeth 
Schroedter, John Hume, Inger Schörling, Ilda Figueiredo, Bashir Khanbhai, Nelly Maes, Bent 
Andersen, Pernille Frahm, Paul Lannoye, Anna Karamanou, Caroline Lucas, Lissy Gröner, Richard 
Balfe, Sylviane Ainardi, James Fitzsimons, Joaquim Miranda, Johan Van Hecke, Lucio Manisco, 
Francisca Sauquillo Pérez del Arco, Bart Staes, Jens-Peter Bonde, Laura González Álvarez, Paulo 
Casaca, Nuala Ahern, John McCartin, Stephen Hughes, Eurig Wyn, Anne Van Lancker, Proinsias De 
Rossa, Fernando Fernández Martín, Professor Sir Neil MacCormick, Johanna Boogerd-Quaak, Olivier 
Dupuis, Giuseppe Di Lello Finuoli, María Sornosa Martínez, Danielle Auroi, Fiorella Ghilardotti, 
Claude Turmes, Miguel Martínez Martínez, Yasmine Boudjenah, Patricia McKenna, Roseline 
Vachetta und Alain Krivine
an die Kommission

Betrifft:Anwendung des Assoziierungsabkommens EG-Israel

In dieser Anfrage wird auf die Tatsache Bezug genommen, dass Israel systematisch 
Ursprungsnachweise für Erzeugnisse ausstellt, die in den illegalen israelischen Siedlungen vollständig 
hergestellt oder dort in wesentlichen Teilen verarbeitet wurden. Am 23. November 1997 unterrichtete 
die Kommission die Wirtschaftstreibenden der Gemeinschaft darüber, „dass es bei der Anwendung 
der Abkommen zu wesentlichen Fehlern kam, so dass die Gültigkeit aller von Israel ausgestellten 
Präferenzursprungsbescheinigungen angezweifelt wird“. In einem zweiten Hinweis vom 8. November 
2001 bestätigte die Kommission, dass es weiterhin zu grundlegenden Fehlern komme. Führen die 
„wesentlichen Fehler“ Israels weiterhin zu einer fehlerhaften Umsetzung des 
Assoziierungsabkommens durch die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten und erhalten die in den 
illegalen israelischen Siedlungen ansässigen Unternehmen dadurch unrechtmäßige handelspolitische 
Vorteile? 

Israel erklärte, dass es seine Territorialität gemäß israelischem Recht definiere und dementsprechend 
Ursprungszeugnisse ausstelle. Nach israelischem Recht sind Maßnahmen, die der Errichtung von 
Siedlungen und der Besetzung von Gebieten dienen, zulässig, obwohl sie einen Verstoß gegen die 
verpflichtenden Bestimmungen des Völkerrechts darstellen, an die Israel und alle EU-Mitgliedstaaten 
gebunden sind. Kann die Kommission diese wesentlichen Fehler also wirklich als „Unterschiede bei 
der Auslegung“ der Abkommen betrachten?

Die Kommission bezeichnete „die Gewährung des Präferenzzugangs zum Gemeinschaftsmarkt im 
Falle von Ausfuhren mit Ursprung in den israelischen Siedlungen im Westjordanland und im 
Gazastreifen“ als „eine Verletzung“ der Handelsabkommen EG-Israel1. Kann sich die Kommission 
angesichts dieser Verstöße darauf verlassen, dass die Mitgliedstaaten Überprüfungsverfahren 
anwenden, um die richtige Durchführung des Assoziierungsabkommens sicherzustellen und die 
unrechtmäßig ausgestellten Ursprungsnachweise zu ermitteln2? Unterziehen die Mitgliedstaaten alle 

1 Kommissionsmitglied Patten in seiner Rede auf der Plenartagung des Europäischen Parlaments vom 16. Mai 
2001, in der er die Mitteilung der Kommission an den Rat und das Europäische Parlament vom 12. Mai 1998 
(SEK(1998)695/end.) zitierte

2 Gemäß der allgemeinen Antwort der Kommission auf die mündlichen Anfragen H-0266/03 von Herrn 
Lipietz, H-0268/03 von Frau Banotti, H-0270/03 von Herrn Cushnahan, H-0272/03 von Frau Morgantini, 
H-0278/03 von Herrn Pronk, H-0283/03 von Herrn Dhaene, H-0287/03 von Frau Sandbæk vom 13. Mai 
2003
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von Israel ausgestellten Ursprungsnachweise einem Überprüfungsverfahren? Trifft es zu, dass die 
Mitgliedstaaten die Zölle für Erzeugnisse, bei denen der Verdacht bestand, dass sie aus den 
israelischen Siedlungen stammten, erst dann eingehoben haben, als Israel es vorzog, auf ihre Fragen 
im Rahmen des Überprüfungsverfahrens nicht zu antworten? Stimmt es, dass – nachdem die 
israelischen Zollbehörden auf die Fragen der Mitgliedstaaten geantwortet und die Namen der 
Siedlungen mitgeteilt hatten, aus denen die betreffenden Erzeugnisse stammten, wodurch eine Reihe 
unrechtmäßig ausgestellter Ursprungsnachweise ermittelt werden konnte – die betroffenen 
Mitgliedstaaten die Ansicht Israels akzeptierten, dass die Präferenzbehandlung für die betreffenden 
Produkte berechtigt sei, und die Zölle nicht einhoben? Gibt es einen anderen Fall, in dem man sich auf 
die Anwendung des Überprüfungsverfahrens durch die Mitgliedstaaten verlassen hat, um die nicht 
aufgedeckten Betrugsfälle aufgrund absichtlicher, systematischer und anhaltender Fehler eines 
Handelspartners bei der Durchführung eines Abkommens einzugrenzen, ohne dass die Gemeinschaft 
ebenfalls Maßnahmen im Rahmen des Abkommens ergriffen hätte, um zu verhindern, dass ein solcher 
Betrug aufgrund dieser Fehler möglich ist? 
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